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Die Revision des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Landessozialgerichts Niedersachsen
vom 21. MÃ¤rz 2001 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten des
Revisionsverfahrens sind nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I

Streitig ist, ob der KlÃ¤ger freiwilliges Mitglied der beklagten Krankenkasse
geworden ist.

Der 1952 geborene KlÃ¤ger leidet an einer Psychose. Sie Ã¤uÃ�ert sich darin, dass
er Ereignisse oder Erlebnisse als existent begreift, die sich tatsÃ¤chlich anders oder
nur in seiner Fantasie ereignet haben. Das Amtsgericht (AG) bestellte dem KlÃ¤ger
deswegen im April 1996 einen Berufsbetreuer zum Betreuer. Sein Aufgabengebiet
umfasst die Sorge fÃ¼r die Gesundheit, die Aufenthaltsbestimmung und die
VermÃ¶genssorge. Das AG ordnete auÃ�erdem an, dass WillenserklÃ¤rungen des
Betreuten im Bereich der VermÃ¶genssorge der Einwilligung des Betreuers
bedÃ¼rfen.
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Der KlÃ¤ger war zunÃ¤chst Ã¼ber seine Ehefrau bei der Beklagten
familienversichert. Seine Ehe wurde durch Urteil vom 28. August 1996 geschieden.
Mit Eintritt der Rechtskraft des Scheidungsurteils am 4. Oktober 1996 endete die
Familienversicherung. Der Betreuer zeigte mit einem am 11. Februar 1997 bei der
Beklagten eingegangenen Schreiben vom 9. Februar 1997 den Beitritt des KlÃ¤gers
zur Versicherung an und beantragte die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand. Er
habe den KlÃ¤ger am 21. September 1996 aufgefordert, sich bei der Beklagen zu
melden und der Versicherung beizutreten. Der KlÃ¤ger habe ihm (wahrheitswidrig)
berichtet, er habe den Beitritt erklÃ¤rt und werde demnÃ¤chst eine neue Chipkarte
erhalten. Im November 1996 habe ihm der KlÃ¤ger eine Chipkarte gezeigt. Erst
anlÃ¤sslich eines Krankenhausaufenthalts im Februar 1997 habe sich
herausgestellt, dass es sich dabei um die Chipkarte zu der frÃ¼heren
Familienversicherung gehandelt habe. â�� Die Beklagte stellte hierauf fest, durch
die BeitrittserklÃ¤rung des Betreuers vom 9. Februar 1997 sei eine Mitgliedschaft
des KlÃ¤gers bei ihr nicht zu Stande gekommen. Der KlÃ¤ger habe es versÃ¤umt,
ihr den Beitritt innerhalb der Drei-Monats-Frist des Â§ 9 Abs 2 Nr 2 des FÃ¼nften
Buches Sozialgesetzbuch â�� Gesetzliche Krankenversicherung (SGB V) nach
ErlÃ¶schen der Familienversicherung anzuzeigen. Eine Wiedereinsetzung in den
vorigen Stand komme nicht in Betracht, weil der Betreuer die Frist nicht ohne
Verschulden versÃ¤umt habe (Bescheid vom 14. Juli 1997, Widerspruchsbescheid
vom 10. Oktober 1997).

Der KlÃ¤ger hat, vertreten durch seinen Betreuer, Klage erhoben. Er hat geltend
gemacht, bei der Frage der schuldhaften FristversÃ¤umnis komme es auf sein
eigenes Verhalten an, weil der Beitritt zur Versicherung nicht vom Aufgabenkreis
des Betreuers umfasst sei. Ihn (den KlÃ¤ger) persÃ¶nlich treffe wegen seiner
Krankheit kein Verschulden. Wenn der Betreuer fÃ¼r ihn habe handeln mÃ¼ssen,
treffe diesen ebenfalls kein Verschulden. Der Betreuer habe ihn aufgefordert, sich
bei der Beklagten zu melden und den Beitritt zu erklÃ¤ren; er habe sich auch die
Chipkarte zeigen lassen. GegenÃ¼ber seinem Betreuer habe er sich frÃ¼her
durchaus in der Lage gezeigt, Termine einzuhalten und andere Angelegenheiten
verlÃ¤sslich zu erledigen.

Das Sozialgericht (SG) hat mit Urteil vom 28. Mai 1999 den Bescheid in der Gestalt
des Widerspruchsbescheides aufgehoben und festgestellt, dass der KlÃ¤ger seit
dem 5. Oktober 1996 freiwilliges Mitglied der Beklagten ist. Der Aufgabenbereich
seines Betreuers umfasse mit der VermÃ¶genssorge auch
krankenversicherungsrechtliche Angelegenheiten. Dem KlÃ¤ger sei
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu gewÃ¤hren. Auf die Berufung der
Beklagten hat das Landessozialgericht (LSG) mit Urteil vom 21. MÃ¤rz 2001 das
Urteil des SG aufgehoben und die Klage abgewiesen. Der Betreuer sei nicht ohne
Verschulden gehindert gewesen, die Frist einzuhalten.

Mit seiner Revision rÃ¼gt der KlÃ¤ger eine Verletzung des Â§ 1896 Abs 2 Satz 1 und
der Â§Â§ 1901 bis 1903 des BÃ¼rgerlichen Gesetzbuchs (BGB). Die
BeitrittserklÃ¤rung gehÃ¶re nicht zum Aufgabenkreis der mit einem
Einwilligungsvorbehalt versehenen VermÃ¶genssorge, sondern zu dem der
Gesundheitsvorsorge. Er (der KlÃ¤ger) sei daher befugt gewesen, die ErklÃ¤rung
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selbst und ohne Einwilligung seines Betreuers abzugeben. Im Ã�brigen sei der
Beitritt fÃ¼r ihn lediglich rechtlich vorteilhaft gewesen, zumal die BeitrÃ¤ge vom
Sozialamt Ã¼bernommen worden seien. Ordne man den Beitritt der
VermÃ¶genssorge zu, habe er die BeitrittserklÃ¤rung des Betreuers jedenfalls als
Bote Ã¼berbringen kÃ¶nnen. Der Betreuer habe davon ausgehen dÃ¼rfen, dass er
(der KlÃ¤ger) die Sache zuverlÃ¤ssig erledigt habe. Er habe seinen (des KlÃ¤gers)
Interessen Rechnung getragen, indem er eine Angelegenheit, die er (der KlÃ¤ger)
selbst habe erledigen wollen, "lediglich als AuÃ�enstehender kontrolliert" und damit
seinen Willen respektiert habe.

Der KlÃ¤ger beantragt,
das Urteil des LSG vom 21. MÃ¤rz 2001 aufzuheben und die Berufung der Beklagten
gegen das Urteil des SG vom 28. Mai 1999 zurÃ¼ckzuweisen.

Die Beklagte beantragt,
die Revision zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt das Urteil des LSG fÃ¼r zutreffend.

II

Die Revision des KlÃ¤gers ist unbegrÃ¼ndet. Das LSG hat das Urteil des SG zu
Recht aufgehoben und die Klage gegen den Bescheid der Beklagten vom 14. Juli
1997 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 10. Oktober 1997
abgewiesen. Die Beklagte hat zutreffend entschieden, dass der KlÃ¤ger nicht ihr
Mitglied geworden ist.

1. Die Familienversicherung des KlÃ¤gers nach Â§ 10 Abs 1 Satz 1 SGB V endete mit
der Rechtskraft des Scheidungsurteils am 4. Oktober 1996 (vgl Kasseler Komm-
Peters, Â§ 10 SGB V RdNr 25, Stand MÃ¤rz 2001). GemÃ¤Ã� Â§ 9 Abs 1 Nr 2 SGB V
in der damals geltenden Fassung konnten Personen, deren Versicherung nach Â§ 10
SGB V erlosch, beitreten und damit eine eigene freiwillige Versicherung
begrÃ¼nden. Der KlÃ¤ger hat jedoch den Beitritt nicht rechtzeitig angezeigt.

2. Das LSG hat zu Recht angenommen, dass die Anzeige des Beitritts Sache des
Betreuers war. Sie war von der angeordneten Betreuung umfasst. Das AG hat
angeordnet, dass der Aufgabenbereich des Betreuers die "Sorge fÃ¼r die
Gesundheit" umfasst. Dieser unbestimmte Rechtsbegriff konkretisiert den Â§ 1896
Abs 2 BGB und unterliegt der revisionsgerichtlichen PrÃ¼fung iS des Â§ 162 des
Sozialgerichtsgesetzes (SGG). Der Betreuer hat mit der Sorge fÃ¼r die Gesundheit
die Vertretungsmacht fÃ¼r alle RechtsgeschÃ¤fte erlangt, die erforderlich sind, um
fÃ¼r die Gesundheit des Betreuten sorgen zu kÃ¶nnen. Hierzu gehÃ¶rt nicht nur
der Abschluss einzelner Arzt-, Krankenhaus- und TransportvertrÃ¤ge (vgl zB
Bienwald, Betreuungsrecht, 3. Aufl 1999, Â§ 1896 RdNr 214 Stichwort Gesundheit;
ders in Staudinger, BGB, 13. Aufl 1999, Â§ 1896 RdNr 90; Ã¤hnlich
Damrau/Zimmermann, Betreuung und Vormundschaft, 2. Aufl 1995, Â§ 1896 RdNr
17; Knittel, Betreuungsgesetz, Â§ 1896 Anm 32g, Stand 15. ErgÃ¤nzungslieferung;
Schwab in MÃ¼nchener Komm zum BGB, 3. Aufl 1992, Â§ 1896 RdNr 42). Vielmehr
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zÃ¤hlt dazu, wenn die Krankenversicherung des Betreuten endet, auch und sogar in
erster Linie die Abgabe der ErklÃ¤rung, die zur Fortsetzung der
Krankenversicherung erforderlich ist. Erst danach und hierauf aufbauend ist es dann
Sache des Betreuers, je nach Erforderlichkeit Ã¼ber die einzelnen Behandlungs-
und GesundheitsmaÃ�nahmen und die hierzu erforderlichen RechtsgeschÃ¤fte zu
entscheiden (zB einzelne BehandlungsvertrÃ¤ge, Einwilligung in Operationen). Der
Betreute erwirbt durch eine Weiterversicherung umfassende LeistungsansprÃ¼che
in einer unbestimmten Zahl von kÃ¼nftigen BehandlungsfÃ¤llen, die durch die
Inanspruchnahme einzelner MaÃ�nahmen konkretisiert werden. Erst die
WeiterfÃ¼hrung einer Krankenversicherung schafft mithin die Voraussetzung
dafÃ¼r, dass der Betreuer seiner Aufgabe, fÃ¼r konkrete GesundheitsmaÃ�nahmen
des Betreuten zu sorgen, dauerhaft nachkommen kann.

Der ZugehÃ¶rigkeit des Beitritts zum Aufgabenbereich "Sorge fÃ¼r die Gesundheit"
steht nicht entgegen, dass die Weiterversicherung auch Auswirkungen auf das
VermÃ¶gen des Betreuten hat, weil sie nicht nur mit LeistungsansprÃ¼chen,
sondern auch mit Beitragspflichten verbunden ist. Selbst wenn die BeitrÃ¤ge durch
den TrÃ¤ger der Sozialhilfe Ã¼bernommen werden, bleibt der versicherte Betreute
Schuldner der BeitrÃ¤ge (vgl BSG SozR 5910 Â§ 13 Nr 1). Der Zusammenhang der
Beitragspflicht mit dem Leistungsrecht kann dafÃ¼r sprechen, dass der Betreuer
schon mit dem Aufgabenkreis "Sorge fÃ¼r die Gesundheit" die beitragsrechtlichen
Folgen eines Beitritts zur Krankenversicherung mitbegrÃ¼nden darf und es der
zusÃ¤tzlichen Anordnung einer Betreuung zur VermÃ¶genssorge insofern nicht
bedarf (so wohl Bienwald, Betreuungsrecht, Â§ 1896 RdNr 214 Stichwort
Gesundheit). Aber auch wenn zusÃ¤tzlich die Anordnung von VermÃ¶genssorge
erforderlich sein sollte (Knittel, aaO, Â§ 1896 Anm 32g; Raack/Thar,
Betreuungsrecht, 3. Aufl 2001, S 63 unter 4.1), hatte das AG beim KlÃ¤ger auch sie
verfÃ¼gt.

Nach allem fiel die Abgabe der ErklÃ¤rung nach Â§ 9 Abs 1 Nr 2 SGB V in den
Aufgabenkreis des Betreuers. Dieser war damit im Ã�brigen auch berechtigt, den
KlÃ¤ger im Falle seiner GeschÃ¤fts- und ProzessunfÃ¤higkeit im vorliegenden
Rechtsstreit zu vertreten (vgl Â§ 71 Abs 6 SGG iVm Â§ 53 der Zivilprozessordnung;
BGH NJW 1988, 49, 51; Palandt/Diederichsen, BGB, 61. Aufl 2002, Â§ 1902 RdNr 3).

3. Bis zum Ablauf der Frist des Â§ 9 Abs 2 Nr 2 SGB V hat weder der KlÃ¤ger selbst
noch sein Betreuer den Beitritt erklÃ¤rt. Nach dieser Vorschrift ist der Beitritt der
Krankenkasse innerhalb von drei Monaten nach Beendigung der
Familienversicherung anzuzeigen. Nach Eintritt der Rechtskraft des
Scheidungsurteils am 4. Oktober 1996 hÃ¤tte der Beitritt, da der 4. Januar 1997 ein
Samstag war, gemÃ¤Ã� Â§ 26 Abs 3 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch â��
Verwaltungsverfahren (SGB X) spÃ¤testens am 6. Januar 1997 erklÃ¤rt werden
mÃ¼ssen. Eine BeitrittserklÃ¤rung ist jedoch erst am 11. Februar 1997 bei der
Beklagten eingegangen.

4. Das LSG hat es zu Recht gebilligt, dass die Beklagte dem KlÃ¤ger keine
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gewÃ¤hrt hat.
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War jemand ohne Verschulden verhindert, eine gesetzliche Frist einzuhalten, ist ihm
auf Antrag Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu gewÃ¤hren. Das Verschulden
eines Vertreters ist dem Vertretenen zuzurechnen (Â§ 27 Abs 1 SGB X). Das LSG ist
zutreffend davon ausgegangen, dass eine Wiedereinsetzung auch in die materiell-
rechtliche Frist des Â§ 9 Abs 2 SGB V in Betracht kommt. Dies hat das
Bundessozialgericht fÃ¼r ein Ausscheiden aus der Familienhilfe des Â§ 205 der
Reichsversicherungsordnung bereits entschieden (BSG SozR 3-2200 Â§ 176b Nr 1;
vgl auch BSGE 64, 153 = SozR 1300 Â§ 27 Nr 4). FÃ¼r ein Ausscheiden aus der
Familienversicherung des Â§ 10 SGB V gilt nichts anderes. Aus Â§ 9 SGB V ergibt
sich nicht, dass die Wiedereinsetzung iS des Â§ 27 Abs 5 SGB X ausgeschlossen ist.

Entgegen der Ansicht der Revision ist bei der Frage, ob die Voraussetzungen des Â§
27 Abs 1 SGB X erfÃ¼llt sind, nicht allein auf den KlÃ¤ger selbst abzustellen. Dabei
kann offen bleiben, ob der KlÃ¤ger die BeitrittserklÃ¤rung selbst und unabhÃ¤ngig
von einem Auftrag seines Betreuers hÃ¤tte abgeben kÃ¶nnen, weil er mit der
Bestellung eines Betreuers seine GeschÃ¤ftsfÃ¤higkeit im Aufgabenbereich "Sorge
fÃ¼r die Gesundheit", fÃ¼r den der Einwilligungsvorbehalt nicht angeordnet war,
nicht schon kraft Gesetzes eingebÃ¼Ã�t hatte (vgl Palandt/Diederichsen, aaO,
EinfÃ¼hrung vor Â§ 1896 RdNr 13 mwN). Ist eine Betreuung angeordnet und
umfasst der Aufgabenkreis des Betreuers die Abgabe fristgebundener
ErklÃ¤rungen, kommt eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand nur in Betracht,
wenn sowohl der (handlungsfÃ¤hige) Betreute als auch der Betreuer ohne
Verschulden verhindert waren, die Frist einzuhalten. Hieran fehlt es.

Der KlÃ¤ger selbst hat den Beitritt innerhalb der Frist nicht erklÃ¤rt. Sein Betreuer
hatte sich entschlossen, fÃ¼r den KlÃ¤ger nach dessen Ausscheiden aus der
Familienversicherung eine Versicherung zu begrÃ¼nden. Die Art und Weise, wie er
den Beitritt des KlÃ¤gers zur Versicherung erklÃ¤rte, stand in seinem Ermessen. Er
hat sich hier dafÃ¼r entschieden, den KlÃ¤ger aufzufordern, sich um die
Weiterversicherung zu bemÃ¼hen. Entgegen der Ansicht der Revision konnte er
damit seine Aufgabe, fÃ¼r den Erhalt des Krankenversicherungsschutzes zu sorgen,
nicht mit befreiender Wirkung auf den KlÃ¤ger Ã¼bertragen. Verantwortlich fÃ¼r
den rechtzeitigen Beitritt blieb der Betreuer.

Das LSG hat ohne Rechtsfehler angenommen, dass der Betreuer nicht ohne
Verschulden gehindert war, die Frist einzuhalten. Es sei nicht ausreichend, dass sich
der Betreuer zur Kontrolle des KlÃ¤gers lediglich die Chipkarte habe vorlegen
lassen. Der Betreuer habe zumindest Zweifel haben mÃ¼ssen, ob der KlÃ¤ger
tatsÃ¤chlich bei der Beklagten vorstellig geworden sei. Denn die Psychose des
KlÃ¤gers fÃ¼hre dazu, dass er Ereignisse oder Erlebnisse als existent begreife, die
sich tatsÃ¤chlich anders oder in seiner Fantasie ereignet haben. Bei einer
derartigen Grunderkrankung sei der Betreuer verpflichtet gewesen, bei der
Beklagten nachzufragen, ob der KlÃ¤ger dort vorstellig geworden ist. Im Ã�brigen
habe er bei der Beklagten nachfragen mÃ¼ssen, warum kein Beitragseinzug
erfolge. Denn der Beitragseinzug und die Ã�berwachung des vorhandenen
VermÃ¶gens nebst der Kontrolle des Eingangs von Sozialhilfeleistungen gehÃ¶re
zum Aufgabenkreis des Betreuers.
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Soweit die Revision vortrÃ¤gt, diese AusfÃ¼hrungen des LSG lieÃ�en keine
InteressenabwÃ¤gung erkennen, die sich "aus dem NÃ¤he- und
VertrauensverhÃ¤ltnis des BetreuungsverhÃ¤ltnisses ergibt und welches nach Â§
1901 BGB vom Betreuer nicht auÃ�er Acht gelassen werden darf", vermag der
Senat Rechtsfehler des LSG nicht zu erkennen. Die Revision hat keine
Feststellungen des LSG dafÃ¼r angefÃ¼hrt, dass und weshalb das
VertrauensverhÃ¤ltnis zwischen dem KlÃ¤ger und seinem Betreuer durch eine
rechtzeitige Nachfrage bei der Beklagten hÃ¤tte gestÃ¶rt werden kÃ¶nnen und den
Betreuer an einer solchen RÃ¼ckversicherung gehindert hÃ¤tte. Zwar hat der
Betreuer bei der Erledigung seiner Aufgaben so weit wie mÃ¶glich den WÃ¼nschen
des Betreuten entgegenzukommen. Dies bedeutet jedoch nicht, dass er sich aus
RÃ¼cksichtnahme auf den Betreuten bei dessen Einschaltung zur Erledigung
bestimmter Aufgaben ohne weiteres auf ihn verlassen darf.

5. Entgegen dem Vorbringen der Revision ist das rechtliche GehÃ¶r nicht verletzt.
Insofern wird gemÃ¤Ã� Â§ 170 Abs 3 Satz 1 SGG von einer BegrÃ¼ndung
abgesehen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 22.08.2003

Zuletzt verändert am: 20.12.2024
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